






IN EIGENER SACHE 

Die Artikel, die in unserer Zeitschrift „Das Reichsbanner" 
veröffentlicht werden , sind nicht unbedingt Ausdruck der 
Meinung der Redaktion. Die Redaktionskom\mission be-
steht außerdem aus mehreren Köpfen. Alle Köpfe haben 
nicht immer Zeit, denn es gibt berufstätige Köpfe und auch 
solche, die daneben noch kommunalpolitisch tätig sind. 
Dennoch ist für eine Zeitschrift wie die unsrige manches 
ungeschriebenes Gesetz. Dabei bedarf es nicht einmal des 
Bezuges auf das Grundgesetz, die Verfassung. Die uns selbst 
gesetzten Normen sind in der letzten Ausgabe unserer Zei­
tung verletzt worden. Es spricht für unsere Leser, daß hier 
Kritik laut wurde. Als erster erschrak bereits unser Chronist, 
der leider an der letzten Redaktionskommissionssitzung 
nicht hat teilnehmen können. 

„Werden die Fehler von 1933 wiederholt", fragt Willi 
Beuk in dem Leitartikel (Nr.1 Februar 1979) und schließt 
ihn mit einem Vers, der behauptet, das Reichsbanner sei 
im Sturme treu geblieben, die Partei" ... nicht mal im 
Winde". Das ist nicht wahr. Nicht nur die demokratischen 
Parteien haben versagt, auch das Reichsbanner, das wesent­
lich mehr Mitglieder hatte, als die demokratischen Parteien 
der Weimarer Zeit. Wenn die Arbeit im Reichsbanner als 
wicl"tiger bezeichnet wird als die Arbeit in den demokrati­
schen Parteien - dann ist das schlichtweg falsch. Der parla­
mentarische Staat ist ein Parteienstaat. Das Bonner Grund­
gesetz enthält nämlich im Gegensatz zum bisherigen Ver­
fassungsrecht eine ausdrückliche Regelung des Rechtes der 
politischen Parteien (vgl. Art. 21 Abs. 1 GG). Ihre beson­
derre Stellung im Gefüge des Staates wird auch durch das 
Parteiengesetz deutlich. Die politischen Parteien spielen bei 
der politischen Willensbildung des Volkes mit. Sie stellen 
die Abgeordneten für die politischen Vertretungskörper­
schaften, besetzen politische Organe mit ihren Vertretern; 
auf diese Weise üben sie die Funktion von Verfassungsorga­
nen aus (BVerfGE 4, 27), nicht etwa das Reichsbanner 
Schwarz-Rot-Gold. 

Der in der letzten Nummer (Nr. 1 Februar 1979) eben­
falls von Willi Beuk veröffentlichte Artikel „Holocaust -
das Massaker" enthält leider einige Ausführungen, von 
denen sich sie Redaktion ebenfalls distanziert. Beuk bezeich­
net Reinhard Heydrich, einen der Hauptschuldigen an den 
Massenmorden des Nationalsozialismus, als ,, ... selbst halb­
jüdisch belastet ... ". Diese Behauptung ist nicht nur nicht 
erwiesen, sie ist von denen erfunden und verbreitet worden, 
denen es lieb wäre, wenn die sechs Millionen jüdischa-1 
Männer, Frauen und Kinder von Juden erschlagen, vergast 
und erschossen worden sein würden. Beuk ist neonazisti­
schen Verdrehungen zum Opfer gefallen. 1 n diesem Zusam­
menhang muß auch die Bezeichnung „halbjüdisch" als 
nationalsozialistischer Begriff unangenehm auffallen. Es 
gibt - religiös betrachtet - natürlich keine Halbkatholiken 
oder Halbprotestanten, deshalb auch keine Halbjuden. 
Staatsrechtlich ist der Begriff „Halbjude" ebenso nicht 
existent, denn es gibt keine Halbamerikaner, Halbfranzo-
sen oder Halbdeutsche. Anthropologisch gibt es auch keine 
Halbjuden, denn es gibt weder eine „deutsche" noch eine 
„jüdische Rasse" (das hat übrigens auch nicht einmal der 
NS-Rassenforscher Prof. Dr. Günther behauptet). Die 
Menschheit wird in drei Gruppen aufgeteilt: Mongolide 
(,,Gelbe"), Europide (,,Weiße") und Negr id-Australide 
(,,Schwarze"). Ethnische und anthropologische Einteilung 
der Menschheit decken sich nicht. Der Mythos von der 
„reinen" Rasse ist eine unwissenschaftliche Erfindung und 
steht zu den wissenschaftlichen Tatsachen in Widerspruch. 
Ein Beispiel: Die indo-europäischen Sprachen wurden von 
manchen Wissenschaftlern als „arisch" bezeichnet. Später 
wandten unwissenschaftliche Rassenfanatiker die Bezeich­
nung „Arier" und „arisch" auf bestimmte Rassengruppen 
an, als wenn Sprache und Rasse das gleiche wären. Kurden 
und viele andere Völker, die l!lunkle Hautfarbe haben, sind 
ihrer Sprache nach „Arier". Finnen und Esten, die in ihren 
physischen Eigenschaften dem nordeuropäischen Typ nahe­
stehen, sprechen beispielsweise keine „arische" Sprache. 
Sprache, Rasse und Volk sind also verschiedene Begriffe, die 
nicht deckungsgleich sind. Auch ein „jüdisches Volk" gibt es 
nicht, sondern den Staat Israel, Zionisten und die jüdische 
Glaubensgemeinschaft. Auch diese drei Begriffe decken sich 
nicht. Daraus folgt, daß auch in diesem Sinne der Begriff 
,,halbjüdisch" Nonsens, ja Wahnsinn ist. 

4 

,,KOMMUNISTEN AUF PROBE" 
IM STAATSDIENST 

In der Bundesrepublik muß si ch dauernd etwas ändern. 
Dabei ergeben sich herrliche Streitpunkte. Davon leben 
ständig Polit iker, Journalisten, Forschungsbeauftragte 
und alle, die dazu Lust haben und sich eine schnelle Kar­
riere ausdenken . Meist ist es nur ein Streit mit Worten . Es 
entstehen dabei ganze Wortsysteme. Der Sachbestand 
geht vor die Hunde. Der soll ja verdeckt werden. Schon 
Goethe schrieb: ,,Mit Worten läßt sich trefflich streiten, 
mit Worten ein System bereiten, an Worte läßt sich treff­
lich glauben, von einem Wort läßt sich kein Jota rauben." 

So ein Wortsystem, einmal Fuß gefaßt, wandert wie ein 
Virus von einem zum andern und erfaßt selbst Leute, die 
sonst so gescheit erscheinen . Gegenwärtig ist ein Wort­
system im Sehwange, das mit den gewichtigen Ausdrücken 
Gesinnungsschnüffelei, Berufsverbote, Duckmäusertum 
und Verunsicherung beginnt und noch lange die Runde 
machen wird. Es sind lauter Schlagworte. Ein ganzes 
System von Schlagtat-Worten. Man benutzt dieses System, 
um angeblich die Demokratie zu retten . Man weint laut­
hals und klagt, demokratische Rechte könnten mehr und 
mehr eingeschränkt werden. Kommunisten haben dieses 
Wortsystem gezeugt und genährt . Ja, ja, diese lieben Demo­
kraten a la Lenin kämpfen b e i u n s um ihre Rechte, 
tatsächlich um ihre Vorrechte . Denn hinter ihnen steht 
eine Weltmacht! Eine Weltmacht, die überall in der Welt 
von Unterdrückung und Ausbeutung befreit, wie z.B. in 
Kambodscha, in Vietnam, mit einem Wort überall dort, 
wohin sie Waffen und Agenten, wir aber, die Bundesre­
publik, Nahrungsmittel und Medikamente liefern . 

Wie schön für uns, daß diese Burschen in der Bundes­
republik keine Waffen haben. Hier genügen Wortsysteme 
und das Einsickern in Schlüsselstellungen beim Staat, in 
den Organisationen und vor allem in den labilen Gehirnen. 
Wie denn , sind wir nicht liberal? Will nicht jeder liberaler 
sein als der andere? Hier liegt der Hund begraben. Bedeu­
tet Liberalität nicht die Freiheit des einzelnen Menschen? 
Bedeutet Liberalität auch die freie Entfaltung für jeden, 
der unübersehbar und auf der ganzen Welt nachweisbar 
diese unsere lebendige Liberalität zerstören will? 

Erinnern wir uns an die Zeit, als Hitler nach der Macht 
griff - mit allen möglichen Versprechungen . Bei einem 
Volk, das hin- und hergerissen wurde und nicht mehr 
wußte, was oben und unten, hinten und vorne war. Laßt 
uns doch mal mit dem probieren, er soll zeigen, was er 
kann - so wurde in den Reihen der Menschen geschwa­
felt . Hitler auf Probe - das Ermächtigungsgesetz und 
damit alles andere .. . . . Vor einigen Jahren wandelte 
man in der Bundesrepublik die Beamtentitel um . Man 

:. 
Wir sprechen von Wahn, wenn jemand sich etwas vorstellt, was 

nicht wirklich ist, es aber für wirklich hält. Halluzinationen empfin­
den das Unwirkliche als wirklich. Sehen wir hingegen etwas anders 
an, als es ist oder. als es seinem Wesen und Erscheinungsbild ent­
spräche, so pezei.chnet die Psychologie den Vorgang als Illusion. In 
beiden Fällen täuscht man sich; in einem Fall ständig, insofern das 
Vorgestellte überhaupt nicht existiert, im anderen Fall teilweise, in 
indem man verkennt, was ist oder was sein könnte. Halluzinationen 
rechnen wir in der Regel schlicht dem Bereich der Geisteskrank­
heiten zu. Über die l llustion ärgert man sich oder lacht man. Lin­
guistische Zusammenhänge können nicht mehr als Indikator für 
anthropologische Zusammenhänge gelten. 

Alles dies sollte uns. veranlassen, weder unwissenschaftliche 
Begriffe zu gebrauchen noch unkontrolliert Bezeichnungen zu 
verwenden, die aus der pseudowissenschaftlichen Giftküche des 
Nationalsozialismus stammen. Nur in dieser Haltung können wir 
dazu berufen sein , mitzuarbeiten an einem neuen, besseren Staats­
wesen getreu der Tradition des Reichsbanners und im Gedenken 
an seine Opfer. GEORG PRINZ 



reformiert! Der frühere Gerichtsassessor erscn 1en dann als 
„Richter auf Probe". Es wollte aber niemand auf Probe 
verurteilt werden . Keiner hatte Lust, gegebenenfalls von 
einem „Arzt auf Probe" eine BI inddarmoperation auf 
Probe durchzumachen . Schi ießl ich hatten wir ja einmal 
einen Hitler auf Probe. Man reformierte wieder - auf 
einmal mehr oder wen iger kommt es nicht an - und 
schaffte „auf Probe" wieder ab . 

Sachte, sachte, wir sind noch nicht über den Berg . Nach 
den vielen Proben wird nun weiter probiert . Kleine Kinder 
müssen auch immer erst probieren, ob die Sache heiß ist, 
und sich die Finger verbrennen . Jetzt kriegen wir die 
„Kommunisten auf Probe" im Staatsdienst. Warum sollen 
wir vorher „schnüffeln", was der Mann im Staatsdienst 
mit uns mal vorhat . Probieren wir es doch, wir werden es 
schon erleben. Na ja, als „Liberaler" kann man nie genug 
erleben, um gescheit zu werden. Als Liberaler?'(t 

Der Seniorenrat der SPD hat zu diesen Fragen eindeu­
tig Stellung bezogen, unter Vorsitz von Carlo Schmid . Hört 
man heute noch auf Senioren? Lesen wir, was Prof . Dr.. 
Martin Kriele, engagiertes SPD-Mitglied und anerkannter 
Staatsrechtler und Verfassungsrechtler formuliert, was der 
ehemalige Hamburger Bürgermeister Prof . Dr. Herbert 
Weichmann, ehemals Angehöriger des „Reichsbanners", 
zu sagen hat. 
Prof. Dr. Herbert Weichmann: ,,Ist das Erfordernis der 
Gewähr für Verfass:.mgstreue eine Unterdrückungsmaß­
nahme für Freiheitsfreunde? Hier wird doch offenbar ein 
semantisches Betrugsmanöver in seinem Wesen verkannt, 
wenn Berufsgebote in Berufsverbote, Freiheit in repressive 
Freiheit, der Freiheitssicherung dienende Maßnahmen in 
Gesinnungsschnüffelei begrifflich umfunktioniert werden." 
Prof. Dr. Martin Kriele : ,,Das Bundesverfassungsgericht 
hat ausdrücklich formuliert. Der Staat muß sicherstellen, 
daß Verfassungsfeinde nicht in den Beamtenapparat ein­
dringen .. .. 

Es wird ja immer argumentiert, wir müssen neue Wege 
gehen, um einer Verunsicherung der Jugend entgegenzu­
wirken. Ich habe dagegen zwei wesentliche Argumente. 
Das erste lautet : Wenn wir geltende Gesetze und verfas­
sungsgerichtliche Urteile nicht ernstnehmen, dann führt 
das ebenfalls zu einer Verunsicherung, und in diesem 
Falle nun nicht zu einer Verunsicherung einer durch 
Agitationskampagnen irregeführten Jugend, sondern zu 
einer Verunsicherung des gesamten nicht irregeführten, 
sondern aufgeklärten Volkes. Und diese Verunsicherung 
ist nun in der Tat viel gravierender, denn sie erschüttert 
das Vertrauen in die Geltung von Gesetz und Verfassung 
und damit das Vertrauen in die Demokratie . 

Wenn man Gesetze nicht ändern kann, weil man die 
notwendigen Mehrheiten nicht findet und dann auf den 
Ausweg verfällt, die Gesetze zu unterlaufen, dann muß 
das zu einer wirklichen Verunsicherung des gesamten 
Volkes führen. Und noch ein anderes Argument : die Ver­
unsicherung der Jugend . Die eine Verunsicherung wird 
durch eine ganz andere Verunsicherung ersetzt, nämlich 
die Jugend macht die Erfahrung, daß, wenn man durch 
unredliche publizistische Kampagnen sich auch noch ans 
Ausland wendet und von da dann auch noch durch irre­
geführte Leute Unterstützung bekommt, daß der Staat in 
dieKnie geht . Das macht doch diese Demokratie verächt­
lich, das macht sie doch zum Freiwild, das läßt doch kein 
Vertrauen in die demokratische Substanz und Beständig­
keit unserer Demokratie erwachsen . Das ist eine ganz 
andere Art von Verunsicherung, die wir gegenwärtig 
künstlich erzeugen und die sich auf lange Sicht für den 
Fortbestand der Freiheit und Demokratie in der Bundes-

V V N 

Da der Verein, der diese drei Buchstaben verwendet , 
ständig von Adolf Hitler redet und stolz darauf ist, die 
Nazi -Poetin Luise Rinser zur Ehrenpräsidentin zu haben , 
und damit auf den ersten Blick hin vermuten läßt, daß 
es sich u.m eine Abkürzung für „Vereinigung Verfolgter 
NatiOJlalsozialisten" handelt, stellt man erst bei genauem 
Hinsehen fest, daß es si ch um das genaue Gegenteil han­
delt. Es ist das Markenzeichen für „Vereinigung der Ver­
folgten des Naziregimes" - Bund aktiver Antifaschisten. 

Bei dieser Organisation handelt es sich - vornehm aus­
gedrückt - um eine kommunistische Tarnorganisation, 
also um eine Moskau dienende Vereinigung von Sowjet­
kommunisten und sozialistischen Gegnern der in der 
Sowjetunion verbotenen Sozialdemokratie. 

In der Bundesrepublik ist die VVN als kommunistische 
Tarnorganisation registriert . Den Mitgliedern der SPD ist 
die Mitgliedschaft in der VVN als mit der Mitgliedschaft 
in der SPD unvereinbar erklärt worden . 

Aus Gründen des Kampfes für Demokratie und Mensch­
lichkeit von den Nazis verfolgte Sozialdemokraten, Chri­
sten, Juden, Liberale u.ä. sind entweder in der Gemein­
schaft verfolgter Sozialdemokraten oder in der Union 
Deutscher Widerstandskämpfer- und Verfolgtenverbände 
e. V. (UDWV) organisiert. 

Die VVN argumentiert, die gemei·nsame Haft in Hitlers 
Konzentrationslagern bedinge eine gemeinsame Mitglied­
schaft in einer Organisation wie der VVN. 

Die Wahrheit aber ist: Die Kommunisten haben schon 
vor Hitler und erst recht wieder nach Hitler bewiesen, daß 
ihr Kampf gegen den Nationalsozialismus nicht für eine 
demokratische Gesellschaft geführt wurde, sondern daß es 
nur darum ging, welche Diktatur die Macht haben sollte. 

Als am Ende des Zweiten Weltkrieges den Sowjets Ost­
und Südosteuropa, die deutschen Ostgebiete und die Sowjet­
zone Deutschlands zufielen, installierten sie in diesen Län­
dern ihre Diktatur, lösten noch vorhandene Parteien der 
Sozialdemokraten auf, inhaftierten nicht zur Kapitulation 
bereite Sozialdemokraten und liquidierten eine bis heute 
nicht bekanntgegebene Zahl von ihnen. Ein Ende dieser 
Phase der Entwicklung in den „Ländern des real existieren­
den Sozialismus" ist noch nicht abzusehen. 

Der Kampf für Demokratie, Freiheit und Menschlich­
keit ist eine viel zu ernste und wichtige Aufgabe, als daß 
man dabei Gemeinsamkeiten mit Kräften haben dürfte, 
die nicht auf dem Boden des freiheitlich-demokratischen 
Rechtsstaates stehen. 

FRANZ HRON, Bad Vilbel 

NUR WER Antinationalsozialist (,,Antifaschist") 

und Antikommunist ist, kann Demokrat sein. 

WER NUR das Eine ohne das Andere ist, hat entweder 

Angst vor der Gewalt, oder er sagt zur Gewalt ja. 

republik viel verhängnisvoller wird auswirken können als 
die Verunsicherung, die durch die unredliche Kampagne 
herbeigeführt worden ist." 

ROBERT BECKER, Offenbach 
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„SIEG HEIL" IN DER BUNDESWEHR 
Am 16. Februar 1977 feierte der Leutnant Michael 

Ebersbach in der Hochschule der Bundeswehr in München 
seinen Junggesellenabschied. Zu den Gästen gehörten der 
Oberleutnant Christof Munzlinger und die Leutnants 
Herbert Wolber, Michael Schultz, Klaus Wittkuhn, Chri­
stoph Winkler und Rüdiger Funk . Nachdem die Herren 
tief ins Glas geschaut hatten, zogen sie in einer Polonaise 
durch die Gänge der Kaserne. Doch dann fiel ihnen etwas 
Besonderes ein . Die Grenadiere biwakierten im Hofe des 
Fliegerhorstes. Einige zogen Schlafanzüge an, andere tru­
gen Stahlhelme, auf denen als Mutprobe Bierflaschen zer­
schlagen wurden. Und schließlich exerzierte man gemein­
sam mit Zaunpfählen, die Gewehre ersetzen sollten. Und 
da begann das Verhängnis seinen Lauf zu nehmen. Die 
Herren Leutnants stimmten das Horst-Wessel-Lied an, 
brüllten „Sieg Heil" und „Ein Reich - ein Volk - eine 
Erbse". Und während von einem Plattenspieler „Die Fahne 
hoch" ertönte und in dem angefachten Feuer symbolisch 
Juden verbrannt wurden, schrien die studierenden Offi­
ziere: ,,Juden raus aus Deutschland" und „Legt noch 
einen Juden nach", Einer der offenbar unausgereiften 
Leutnants tönte: ,,Herr General, ich melde, eintausend 
Juden verbrannt". Mit erhobenem, ausgestrecktem Arm 
standen sie um die Flammen. 

Die Ereignisse dieser bösen Nacht drangen an die Öffent­
lichkeit . Während die Vorfälle weltweit bekannt wurden, 
erstattete der „Verband demokratischer Widerstandskämp­
fer und Verfolgter Schleswig-Holstein" (VDWV), Flensburg, 
am 1. Oktober 1977 Anzeige bei der Staatsanwaltschaft bei 
dem Landgericht München I wegen Vergehens gegen §§ 86a, 
130, 189 StGB. Neun Tage später wandte sich auch der 
Stellvertreter des Generalinspekteurs der Bundeswehr an 
die Strafverfolgungsbehörde. 

In den eineinhalb Jahren hat die Presse Spekulationen 
angestellt, was wohl aus der Sache geworden sei. Viel ist 
nicht herausgekommen. Um es gleich vorwegzunehmen : 
Das staatsanwaltschaftl iche Ermittlungsverfahren 114 Js 
5518/77 ist gegen alle Beschuldigten am 12. Februar 1979 
nach § 170 Abs. 2 StPO aus tatsächlichen und aus recht­
lichen Gründen eingestellt worden. Und das hört sich in 
der Verfügung von Oberstaatsanwalt Dr. Karl Heinz Stocker 
so an: Alles ist nicht so schlimm, jedenfalls nicht, was die 
strafrechtliche Seite betrifft . ,,Die ,Sieg-Heil'-Rufe und 
dazu die Erhebung des rechten Armes zum sogenannten 
,Hitlergruß' sind nationalsozialistische Kennzeichen im 
Sinne von § 86a StGB. Als nationalsozialistische Kenn­
zeichen werden sie jedoch nur dann ,verwendet', wenn • 
durch dieses Gebrauchen eine Werbewirkung für die in 
einem nationalsozialistischen Kennzeichen symbolhaft 
verkörperten Ideen und politischen Ziele ausgehen kann . 
Dies war jedoch an der Hochschule der Bundeswehr Mün­
chen am 16.2.1977 nicht der Fall". 

Aber auch sonst war manches harmlos, wenigstens 
nach Auffassung der Staatsanwaltschaft: ,,Es kann des­
halb nicht davon ausgegangen werden, daß Rufe und Gruß 
geeignet waren, einer Wiederbelmung nationalsozialis­
tischen Gedankengutes oder gar !3hemaliger nationalsozia-
I istischer Organisationen zu dienen oder den Eindruck zu 
vermitteln, die Verwendung nationalsozialistischer Kenn­
zeichen im Sinne und im Geiste des hierdurch symboli ­
sierten Gedankengutes werde in der Bundesrepublik gedul­
det." Und hinsichtlich der vielen anderen bösen Taten 
waren die Täter nicht zu ermitteln. 

Es ist nicht zu verkennen, daß die Justiz vor einer 
Reihe von Beweisschwierigkeiten stand. Die Beteiligten 
„mauerten", d.h. jeder bestritt und wollte vom anderen 
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MEHR ZIVILCOURAGE 
Aus unserer Schulzeit erinnern wir uns, dqß wir Ge­

dichte auswendig lernen mußteni.. - Wer kennt sie 
noch? - Kennst Du, Kamerad, auch Deine Bundessat ­
zung, den Paragraphen zwei, Ziffer drei , auswendig? Er 
spricht von Zivilcourage als Voraussetzung für unser de­
mokratisches Bewußtsein. Um mehr Zivilcourage zu ?ei­
gen „und in die Tat umzus~tzen, ist es für jedermann not­
wendig, ein beherztes und aufrechtes Verhalten im per­
sönlichen Alltag zu praktizieren und in öffentlichen An­
gelegenheiten die eigene Überzeugung auch gegenüber 
Mächtigeren zu vertreten. Wer das Maß seiner eigenen 
Zivilcourage ermitteln wi'i1, hat täglich Gelegenheit dazu: 
Wir wollen uns nicht verhehlen, daß wir nicht entschie­
den genug die eigenen Interessen unserer Organisation 
nach außen vertreten. Wir treten nicht bestimmt genug 
auf, wir halten mit unserer Meinung zurück, wenn Besser ­
wisser uns, das Reichsbanner, über die Schulter ansehen 
wollen. - Nur gedachte, aber nicht ausgesprochene Kri ­
tik hat keinen Wert. 

Was es erschwert, Zivilcourage zu zeigen, ist der Kon­
formitätsdruck, ist das Gefühl, gegen einen schier über­
mächtigen Strom zu schwimmen. Der Mangel an Zivil­
courage basiert auf dem gestörten Verhältnis zwischen 
Recht und Macht; gemeint ist vor allem die Macht von 
Meinungen , 1 nteressen und Konventionen . Steht zum 
Beispiel die Macht aufseiten des Unrechts und das Recht 
aufseiten der Ohnmacht, dann ist es an der Zeit, Zivilcou­
rage zu zeigen. Im allgemeinen findet Zivilcourage unter 
sehr viel komplizierteren Bedingungen statt als zum Bei­
spiel die Tapferkeit vor dem Feind. Es geht bei der Zivi I­
courage nämlich nicht nur um Befehl und Gehorsam, 
auch nicht um Leben oder Tod, sondern um schwerer ab­
zuschätzende Konsequenzen, wenn man sich gegen die 
herrschende Macht oder Meinung entscheidet. Ein un­
sichtbarer Gegner steht einem gegenüber. überdies weiß 
man nicht einmal , wer gegen und wer mit einem sein 
wird. Man muß pra kt isch mit al lern rechnen, mit großen 
Gegenoffensiven ebenso wie mit kleinen Heckenschützen. 
Mit Zivilcourage ri skiert man Ruhe und Ruf. Man muß 
mit allerle i Schw ierigkeiten , mit Ärger , Isol ierung und 
Enttäuschung rechnen. Uns ist es zu wenig bewußt, daß 
Zivilcourage nicht die Sache einer elitären Minderheit 
sein darf , sondern tägliches Erfordernis für alle sein muß. 
insbesondere dann, wenn es um das Recht gegenüber der 
Macht geh t, um die Autorität der Sache gegenüber der 
Autorität der Person, um den Schutz des Schwachen ge­
gen den Starken , der Unterrepräsentierten gegenüber den 
überrepräsentierten. 1 n jeder Staatsform , auch in unserer 

nichts gesehen und gehört haben . Die Justiz umschreibt 
dies so : ,,Alle Beschuldigten und auch die meisten Zeugen 
waren durch das der Wahrheitsfindung hier nur wenig 
dienliche Bapd der Kameraderie aneinander gefesselt ." 

Seltsa·m ist nur eines : Da, wo sich die Täter haben 
feststellen lassen, wird ein strafbares Verhalten nicht 
gesehen, und da, wo es gesehen wird, lassen sich die 
Täter nicht feststellen. Bleiben zwei Sätze aus der Ein­
stellungsverfügung der Staatsanwaltschaft bei dem Land ­
gericht München I übrig, die uns hoffen lassen : ,,Diese 
Heil-Rufe und der Gruß mit der erhobenen Rechten 
waren eine grobe Geschmacklosigkeit, die auch durch 
Trunkenheit nicht entschuldigt werden kann. Sie wird 
disziplinarrechtlich zu würdigen sein ." 

LEONHARD SCHWARZ, Flensburg 



Demokratie und ganz besonders im Reichsbanner Schwarz­
Rot-Gold ist - tunlichst nach außen - Zivilcourage unent­
behrlich. 

Beherzigen wir deshalb die folgenden Regeln für Zivil­
courage aus der Sicht der Mitgliedschaft : 
1. Unvoreingenommen, ohne Affekt und blinden Eifer . 

solltest Du Dir die Wahrheit bewußt, die ·sach- und 
Rechtslage klarmachen. 

2. Setze alles daran, Herr Deiner Kräfte zu werden. Fixie­
re das Ziel, fasse einen Entschluß und mache Dich ent- • 
schieden an die Ausführung. 

3. Suche nach Mitteln und Wegen, nach Argumenten, Be­
weisen und Verbündeten und dann nach dem Menschen 
in der Machtposition, den man erreichen möchte. 

4. Ihm gegenüber dann offen, klar und einfach Stellung 
beziehen. 

5. Bei Erwiderungen und Konfrontationen fair und ent­
schlossen argumentieren. Nicht zu Affektausbrüchen,'· 
falschen Unterstellungen und Anfeindungen hinreißen 
lassen. 

6. Zu vermeiden ist es, in der Auseinandersetzung den 
eigenen Standpunkt zu verhärten, aber stets aufge­
schlossen für neue Gesichtspunkte bleiben . 

7. Überreden lassen gilt nicht, nur ein reales Überzeugen 
gilt. Sonst gibst Du indirekt dem Übelstand, den wir 
beseitigen wollen, Deine Zustimmung. 

8. Versuche nicht, das Unmögliche zu erzwingen.vertrete 
aber das Notwendige bis zuletzt. Setze bei der Ausein ­
andersetzung keine rabiaten, erpresserischen Mittel 
ein und vermeide Intrigen und Hetze. 

9. Den eigenen Standpunkt stets überprüfen und sich 
durch Beratungen mit Kameraden vergewissern, daß 
man sich seiner Sache sicher ist. Wer einsieht, daß er 
unrecht hat, sollte es zugeben. 

10. Bedenke, daß letzt! ich auch Dein Schweigen ein Mittel 
der Zivilcourage ist, wenn man am Ende aller Möglich­
keiten angelangt ist. Schweigen ist weder Kapitulation 
noch Resignation, sondern sie entspringt dem Prinzip 
der Hoffnung. Es drückt Ruhe und Gewißheit aus, 
die auf ihre Stunde wartet . 

Wer nicht mehr länger Duckmäuser sein will und statt des­
sen Zivilcourage einsetzt, muß wissen, daß er unserer Or­
ganisation einen bitter notwendigen Dienst erweist . Sie 
lebt näml ich vom offenen Vertrauen, das Differenzen aus­
spri cht und nicht verbirgt. Geschieht das nicht , verlieren 
wir an Erfolg , verlieren wir die Beziehungen zum Volk, zu 
den Parteien und anderen Institutionen; man speichert .. 
dann nur Groll und Neid. Man soll auch merken , daß man 
zwar reden müßte, es aber nich t wagt oder mag , aus Re­
spekt vor dem eigenen Ka meraden , Parteigenossen , Ko l le­
gen, Freunden und Bekannten, Abgeordneten , vor dem 
Establishment , dem Lauf der Dinge, d ie doch gehen , w ie 
sie wollen oder sollen . Da Kri t ik au ch Z ivilcourage ein­
schließen kann, sucht sie andere Wege : Ab kehr , Konspi ra ­
tion, Cliquenbildung, Entmutigung sind die Folgen. So 
sanktioniert man Unrecht, das nicht angegr iffen wird, 
Unwahrheit, die nicht widerlegt wird , Vorurteile, die 
nicht rück antwortend aufgeklärt werden. Man billigt 
schweigend die Macht anderer, die als Willkür über die 
Stränge schlägt, und die als Gegengeicht die Zivilcoura-
ge bitter nötig hätte. Zivilcourage wagen , bedeutet gleich­
zeit ig auch, Schäge austeilen , Gegenschläge erhalten und 
sie mehr oder minder gut verkraften. Man darf nicht zim ­
per li ch se in. Aus Mißerfolgen erwächst nämli ch der Erfolg 
- ni cht nur in Sachen Zivil courage. Viellei cht findet man 
eher Zi vilcourage , wenn man weiß , daß sie sich eigentlich 
nicht gegen Menschen , sondern gegen Mächte und Maßnah­
men wendet. Z ivi lcourdue ist der Angriff auf Vorurteile 
und Dummheit , auf Angst und Heuchelei, auf Neid und 

Haß, auf Privilegien, Ideologien, Traditionen, lnstitutio­
nismus, Konventionen, öffentliche Meinung und auf Übel, 
die für gut gehalten werden. Ein solcher Angriff ist von 
vornherein ohne Kraft, wenn er mit Fragen, wie diesen 
behaftet ist: Was denken die anderen? Ist es überhaupt 
nötig, sich einzusetzen? Werde ich etwas bewirken oder 
mehr anrichten? 

Theodor Heuß sagte einmal etwas von der heilsamen 
Kraft d·er Aussprache. Tatsächlich könnte die beherzte 
Aussprache, wenn sie zur Regel würde, das gesellschaftl i­
che KI ir,na, Vertrauen, Freiheit und Sicherheit schaffen. 
Es sind zu viele unter uns, die Kritik nur denken, sie aber 
nicht äußern. Sie schweigen lieber, als Zivilcourage zu zei­
gen. Fassen wir uns ein Herz, alle, und zeigen wir, daß wir 
mündig sind und daß Mannesmut vor Fürstenthronen 
auch heute noch seine Bedeutung hat . Unsere weiblichen 
Mitglieder mögen sich dem anschließen. 

WILLI BEU K, Hamburg 

Leser schreiben 

Prof. Dr. Herbert Weichmann, 2000 Hamburg: ,, Eben 
lese ich in Nr. 1 Jahrgang 23 von „Das Reichsbanner" 
den Leitartikel von Willi Beuk. Es drängt mich, Ihnen 
hierfür Dank zu sagen, für den Standpunkt, für die Formu­
lierung, für die Notwendigkeit solcher Erinnerung." 

G. H. Schild, 1050 Bruxelles: ,,Das Buch von Wilhelm Hoegner 
„Flucht vor Hitler" hatte ich bereits gelesen . als Ihre Besprechung 
in „Das Reichsbanner" von Oktober 1978 erschien . Es wäre zu 
hoffen, daß viele unserer heutigen Politiker dieses Buch lesen; 
denn wenn sich auch die Geschichte nicht wiederholt, so könnte 
sich doch eines Tages die Kapitulation ä la 1933 wiederholen. 
Damals wurden wir damit vertröstet, daß man vor den Staats­
gerichtshof gehen werde. Das Reichsbanner wurde nach Hause 
geschickt und viele Kameraden waren so enttäuscht, daß sie sich 
mutlos und demoralisiert aus dem aktiven politischen Leben 
zurückzogen . Der zusätzliche Name „Bund aktiver Demokraten" 
für das Reichsbanner ist sicher eine gute Bezeichnung . Wir sind 
·heute mehr oder weniger ein Volk von braven , aber passiven 
Demokraten." -

Walter Goerlach, Göttingen: ,,Besten Dank für die Übersendung 
der neuen Ausgabe Ihrer Zeitschrift „Das Reichsbanner" . Was da 
geschrieben wird, hat mir wieder gut gefallen, besonders der 1. 
Aufsatz von Herrn Beuk. Es ist tatsächlich erschreckend, in 
welchem Umfang die Fehler von 1930 - 1933 wiederholt werden . 
Da ertönt ein großes Geschrei, wenn irgend jemand es wagen sollte, 
an der Verfassungstreue der Kommunisten zu zweifeln. 

DAS REICHSBANNER I es e n, ist gut 

Mitglied vom 

REICHSBANNER SCHWARZ-ROT-GOLD/ 

BUND AKTIVER DEMOKRATEN e.V. 

sein,ist besser! 

Darum fordJ:?rn Sie noch heute einen· Aufnahme­
Antrag an. • 
Monatsbeitrag nach Selbsteinschätzung, 
mindest~ns DM 2',-

TERMIN VORMERKEN EINLADUNG ANBEI 

BUNDESKONFERENZ 
8./9. SEPTEMBER 1979 

IN BERLIN 

TREFFEN DER REICHSBANNER-MITGLIEDER 
VON EINST UND JETZT 
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REICHSBANNER SCHWARZ-ROT-GOLD 
AUS LANDESVERBÄNDEN UND ORTSVEREINEN 

Das REICHSBANNER SCHWARZ-ROT-GOLD/BUND AKTIVER 
DEMOKRATEN e.V. Ortsverein Frankfurt/Main, hat im Haus Dorn­
busch seine unter dem neuen Vorsitzenden Siegfried Keiling begon­
nene Öffentlichkeitsarbeit im Rahmen der Europa-Wahl fortge-
setzt. Diplom-Soziologe Achim Schneider vom Europa-Wahl-
Komitee Frankfurt zeigte mit Unterstützung der Landesfilm-
stelle den Tonfilm „Jetzt hat der Bürger das Wort - Hessen wählt 
Europa", dem sich ein eingehender Vortrag mit Aussprache 
anschloß. Der Film beginnt mit einem Interview mit Professor 
Eugen Kogon, zeigt die Stationen in der Entwicklung der einzel-
nen Europa-Behörden wie Montanunion, Europäische Wirtschafts­
gemeinschaft usw., Jugend-Austausch-Begegnung sowie eine Befra­
gung auf der Straße, die die Bereitschaft der Bürger zeigen soll, 
zur Wahl zu gehen. Er schließt mit einem Interview des Hes-
sischen Innenministers Gries als Schirmherr des Landeswahlkomi-
tees und des Bundespräsidenten Walter Scheel als Schirmherr des 
Bundeswahlkomitees, denen die überflüssige Frage gestellt wird, 
ob sie auch zur Wahl gehen werden. Dieser Film sollte nur im 
Zusammenhang mit Vortrag und Diskussion gezeigt werden, da 
er den wesentlichsten Faktor an Wahlmobilisierung, nämlich das 
Europäische Zusammengehörigkeitsgefühl, durch ständige Erwek­
kung neuer Emotionen vermissen läßt, zumal noch bestehende 
gefühlsmäßige Differenzen zwischen den Bürgern Europas, die aus 
der leidvollen Geschichte herrühren, nur durch das Gefühl über­
wunden werden können. Vortragender stellte klar, daß der Ein-
wand, die Bundesrepublik Deutschland würde der „Zahlmeister 
Europas" sein, völlig unüberlegt ist, denn sie ist am EG - Etat nur 
mit 0,59% beteiligt, während Frankreich 0,65% und das kleine 
Belgien 1 ,0% aufbringen . Enttäuschend ist das derzeitige Ergeb-
nis einer Umfrage über die zu erwartende Wahlbeteiligung, das für 
Italien 64 - 74%, für Frankr~ich 60%, für die Bundesrepublik 
Deutschland 43% und Großbritannien 21 - 24% ergibt. Offen­
sichtlich spielt in Deutschland das Wohlstandsdenken, in Frank-
reich und Großbritannien das Klammern an Souveränitätsrechte 
aus einer glanzvollen Vergangenheit ( ,,La grande nation", ,,Britain 
rules the waves") hierbei eine wesentliche Rolle. 

In der Aussprache, die sehr lebhaft war, wurde vorgeschlagen, 
mit dem Schlagwort „Jeder Nichtwähler ist ein Europa-Gegner" 
zu arbeiten. Da das moralische Rückgrat des künftigen Europa­
Parlaments wesentlich von einer hohen Wahlbeteiligung abhängt, 
sollten sich alle Parteien zu einem „Wahl-Schlepp-Dienst" zu­
sammenfinden, um alle Wähler, die bis zu einem gewissen Zeit ­
punkt noch nicht gewählt haben, noch in letzter Minute an die 
Wahlurne zu bringen. 

Der Ortsverein Frankfurt hat am 26. April seine Öffentlich­
keitsarbeit fortgesetzt durch Teilnahme an der Podiumsdiskus-
sion im Bürgerhaus Nidda „Sollen Radikale in den öffentlichen 
Dienst? ", um aus eigener leidvoller Erfahrung zur Diskussion 
beizutragen . An Stelle des plötzlich dienstlich verhinderten 
ARD-Moderators Dr. Franz A I t sprang Rüdiger M ö r s c h von 
der CDU Frankfurt-Harheim ein . Neben ihm saßen: je ein Ver­
treter der Schüler-Union-, der Jungsozialisten und des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes sowie der Schriftsteller Gerhard Z wer e n z, 
Stadtrat und Personalreferent Wolfgang B r ü c k und MdB Heinz 
Schwarz. Nach einer erfreulich gelösten Diskussion auf dem 
Podium wurde auch das Auditorium einbezogen, wobei sich in 
erster Linie DKP-Mitglieder zu Wort meldeten . Die Jung-Lehrerin 
Doris T i s c h wies mit Tränen in den Augen darauf hin, daß ihr 
Vater als Kommunist im KZ g~essen, ihr Onkel als kommuni­
stischer Landtagsabgeordneter an der Verfassung Hessens mitge­
arbeitet habe , sie aber sei v.om Schuldienst ausgeschlossen . Nach 
dem zu erwartenden Zuruf aus dem Publikum, sich doch in der 
DDR zu bewerben, erwiderte Stadtrat Brück in sehr taktvoller, 
aber eindringlicher Weise , daß gerade dieses Beispiel die tra-
gische Verkettung von persönlichem Schicksal und staatspoli-
tischer Verantwortung zeige. Auch Ausnahmesituationen dürften 
den verantwortlichen Politiker nicht davon abhalten , gleiche 
Maßstäbe anzulegen, wonach die Mitgliedschaft in der DKP die 
verfassungsfeindliche Einstellung beweise. Das Herunterspielen 
der gestellten Frage auf den Lokomotivführer veranlaßte den 
Reichsbanner-Ortsvereinsvorsitzenden K e i I i n g, u.a. die Gegen­
frage zu stellen „Wa~ macht ein der DKP angehörender Lok -
Führer, der zweifelsohne seine politischen Direktiven aus Moskau 
oder Ost-Berlin erhält, im Mobilmachungsfall? "Wesentlich an 
diesem Abend war, daß das Reichsbanner offiziell in Erscheinung 
trat, mehrfach unter Beifall zu Wort kam, und vor allem seitens 
der jungen Generation um Überlassung von „Das Reichsbanner" 
gebeten wurde, wovon leider nur zu wenig Exemplare zur Verfü-
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gung standen . In diesem Ortsteil Frankfurts ist seit dem gemein­
samen Demonstrationszug gegen das dort tagende „Russel-Tribu­
nal" der Name „Reichsbanner" bereits wieder gut bekannt. Dies 
und ähnliches sei allen Ortsvereinen zur Nachahmung empfohlen! 

S.K. 
Bücher 

DIE VERRATENE REPUBLIK 
Das Dokument zur Vorgeschichte des „Dritten Reiches" 

liegt vor, verfaßt von Wilhelm Hoeger, damals Reichstagsabge­
ordneter und als bayerischer Landtagsabgeordneter Mitglied des 
Untersu~hungsausschußes über den H itlerputsch, ehemals Gau­
vorsit~ender des Gaues Oberbayern des Reichsbanners Schwarz­
Rot-Gold, zum Bundesehrenmitglied vorgeschlagen, einen der 
intimsten Kenner des politischen Radikalismus während der 
Weimarer Republik. Die wiederentstandene Diskussion über den 
Nationalsozialismus stößt immer wieder, besonders bei der 
jüngeren Generation, auf Grenzen, wenn es um die Vorgeschichte 
des „Dritten Reiches" geht. Warum konnte Hitler so mächtig 
werden? Warum setzten ihm die demokratischen Parteien nicht 
mehr Widerstand entgegen? Warum hatte die Weimarer Republik 
keinen Bestand? Welche Macht besaßen Militär, Adel, Industrie, 
Junker? - Mit diesen wie auch vielen anderen Fragen setzt sich 
Wilhelm Hoegner in seinem Buch „Die verratene Republik" aus­
einander. Die Darstellung der Ereignisse 1919 - 1933 führt auf 
persönlichen Erlebnissen der politischen Szenerie der Weimarer 
Republik, analysiert die Gründe - wie es dazu kam, was staat­
licherseits, insbesondere durch die Gerichte, unterlassen wurde. 
Das Buch macht deutlich, was man schon fast vergessen hat: 
Erinnerungen ans den Anfängen der NS-Zeit sind ehesten im­
stande, die Geschehnisse einer ungläubigen Nachfolgegeneration 
verständlich zu machen. Das Buch, brillant geschrieben, sollte 
die Lektüre eines jedem werden. der wissen will, wie es damals 
wirklich - ohne Legendenbeimischung - zugegangen ist. 

WILLI BEUK 

Wilhelm Hoegner: Die verratene Republik - Deutsche 
Geschichte 1919-1933 - Nymphenburger Verlagsgesell­
schaft GmbH, München, 1979, Leinen 440 Seiten DM 34,-
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